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ANFRAGEBEAHTIVORTUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage~ 
der 1\ bgeordneten TIr. BJ\ n::R, Dr. Kt'lU:P:" 
Ml'l.NN ,PEI1KiIN ,und Genossen, Nr. 230/J­
NH/1972 vom 2. Februal~ 1972: "Zustel...:. 
lung eines Telegrammes außerhalb des 
botenfreien Zustellbezirkes durch Eil­
boten ll • 

Zu obig~r Anfrage erlaube ich mir folgendes mitzuteilen: 

Zu" }'unkt 1: 

Die zitierte Bestimmung der Fernmeldegebührenordnung (§ 25 

Ziff. 6) besagt nicht, daf3 für die Zustellung ej.nes Tele­
grarnrnes außerhalb des zustellfreien Zustellbezirkes durch 
Eilboten eine zusät~3liche Gebühr von S 10,-- eingehoben wird" ' 
sondern gibt vielmehr dem Aufgeber eines Telegrammes'die 

J\mglichkei t, den Empfänger des Telegrammes von der Entrich­
tung des Botenlohnes durch Vor~Slhlung eines Betrages von 
8 10,~- zu befreien. 

Grundsätzlich ist nämlich vorgesehen, daß das an den Boten 
auszuzahlende Entgelt für die Zustelllmg eines Telegrammes 
außerhalb des botenlobllfreien Zustellbezirkes vom };mpfänger 
zu entrich,ten ist. \Vird nun der Botenlohn vorausbezahl t ,dann 

zahlt der Empfänger überhaupt kein Entgelt für die Zustellung -
auch ,wenn es mehr als 810, -- betragen vJürde. 

Durch die Ivlöglichkeit'der Vorauszahlung des Botenlohnes wird 
auch die Eilzustellung von Glückwunsch- und Beilei.dstelegram­
men außerhalb des botenlohnfreien Zustellbezirkes erreicht, 
die im Hinblick·auf die ermäßigte Beförderungsgebühr grund­
sätzlich nicht vorgesehen ist. 
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Unter dEm o. a. Umständen kann ich daher der in der Anfrage 

enthaltenen Motivation nicht folgen, da durch die vorliegende 

Bestirrunung Personen und Betriebe in aOvJe'::.nderungsgefährdeten 

Gebieten nicht betroffen werden, sondern sich diese Be-

stimmung im Gegenteil zugunsten dieser :Personen und Gebiete 

auswirkEm kann. I eh sehe daher keine Ver2.nlassung, die gegen­

.. ständliche Bestimmung zu beseitigen OZVJ. zu ändern • 

. Zu Punkt 2 und 3: 

Im Hinblick auf meine Ausführungen zu Punkt 1 kann eine Be­

antvvortung entfallen. 

Eir.te Zählung der tm Ivlonat :Februt::n~ bei der ~eeJJ~graphenzentral­

station in Wien aufgegebenen 1'elegrEuume mit vorausbezahl tem 

Botenlo~l hat ergeben, daß in ca. 1 % der Fälle der Boten-

lohn für die Zustellung der Telegramme außerhalb des boteJJ­

lohnfreien Zustell bez:ü~k8s vorausbezahl t 1r7ird. Ein Verzi.cht 

vlürde einen jährlichen Einne,lllTlenEU).sfal1 von ca. S 200.000,-­

bedeuten. Da die Abschaffung dur .N[öglichkei t der Vorauszahlung 

des Botenlolmes für Telegramme, wie scllo11 oben angeführt, nicht 

zweckmäßig wäre UlJ.d sogar e:in(~ Verschlechterung des Telegramm­

dienstes mit sich bringen w~rde (es bestünde z.B. kein~ Mög­

lichkei t, GlÜckvl1J.nsch~ oder Be5.leidstelegramme mit Eilboten 

im Außenbezirk zustellen zu la,ssen), wurde auch er\vogen, auf 

die Botenlölll1e überhaupt zu verzichten. }ün solcher Verzicht 

auf die Vergütung der aU!3:~uzahlenden Boi:;enlöhne 'würde für die 

Post- und Telegraphenverwalt1..mg einen jährlichen Verlust von 

cu. 1- 1,5 Mio S bedeuten. Dieser Betrag ist vor allem des-, 

wegen .beträch:tlich, da nj_cht nur für die Zustellung von Tele-

.. grammen 'außerhalb des botenlohnfreienZustellbezirkes , sondern 

auch von Eilsendungen ein Botei1lohn eingehoben '",ird. Ein Ver­

zicht für ßen Botenlotm für :l'ele,gramrne alleine erscheint des­

wegen nicht tunlich, da es der Öffentl:ichke:i.t unverständlich 

wäre, falls für Telegramme eine Sonderregelung getroffen vrürde. 

Eine solche Sonderregelung wä~e aber auch aus ,'d_rtschaftlichen 
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Gründen .kaum vertretbar. Der Telegrammdienst eier Post- und 

Telegraphenverwaltung ist äußerf:it defizitär. I~s \'färe an und 

. für sich unverständlich, auf diesem Gebiet noch ivei tere 

finan:z:ielle Begünstigungen zu schaffen, ohne auf einer Ver­

gütung der zu erbringenden Leistungen zu bestehen; diesumso 

weniger, als die Gebühren für Telegramme in Österreich weit 

unter jenen in den übrigen europäischen Ländern liegen. So 

beträgt die Gebühr für ein gewöhnliches i'rivattelegramm von 

durchsclm.i ttlicher Länge (15 -Wörter) i:i( Österreich S 10,50, 
in der SchvJeiz sfr: 3,25 (::: S 19> 50) 1.1 .. n<1 in der Bundesrepublik 

Deutschland (ab 1.7.1972) DM 9,-- (= S 65,70). 

Der 13ul1de;3minister~ 
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